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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Dr. Uwe-Jens Rössel 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/6756 — 


Auswirkungen des Sparerfreibetrags gemäß § 20 Abs. 4 Einkommensteuergesetz 


1993 wurde in der Bundesrepublik Deutschland die Zinsabschlagsteuer 
eingeführt. Zeitgleich erhöhte die Bundesregierung den Sparerfrei- 
betrag von 600 DM für Alleinstehende bzw. 1 200 DM für zusammen- 
veranlagte Ehegatten auf 6 000 DM bzw. 12 000 DM. 


1. In welcher Höhe wurden nach Schätzung der Bundesregierung 
Einkünfte aus Kapitalvermögen vor und nach der Einführung der 
Zinsabschlagsteuer nicht gemeldet? 


Eine Umfrage bei den Obersten Finanzbehörden der Länder hat 
zu dem Ergebnis geführt, daß bei den meisten Ländern keine ver- 
wertbaren Angaben über den Umfang der nicht gemeldeten Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen - und zwar auch nicht, soweit diese 
festgestellt wurden und zu steuerlichen Mehrergebnissen geführt 
haben - vorliegen, da solche Ergebnisse in der Regel nur nach der 
Steuerart, nicht aber nach der Einkunftsart, differenzierbar sind. 
Für eine Erhebung der gewünschten Daten wäre die umfang- 
reiche Bearbeitung des entsprechenden Aktenmaterials erfor- 
derlich. Dies wäre mit unvertretbarem Personalaufwand ver- 
bunden und wurde von den Ländern daher abgelehnt. 

Eine empirisch fundierte Abschätzung durch die Bundesregie- 
rung über die Höhe der Einkünfte aus Kapitalvermögen vor und 
nach Einführung des Zinsabschlags ist daher nicht möglich. 


2. Für welche Kapitalerträge kann der Sparerfreibetrag in Anspruch 
genommen werden? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
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Der Sparer-Freibetrag gilt für alle Einnahmen, die nach § 20 Ein- 
kommensteuergesetz zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 
gehören. Das sind insbesondere 

— Gewinnanteile (Dividenden), 

— Einnahmen aus der Beteiligung an einem Handelsgewerbe als 
stiller Gesellschafter und aus partiarischen Darlehen, 

— bestimmte Zinsen aus Lebensversicherungen, 

— Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen (z.B. aus Guthaben 
und Einlagen sowie aus Wertpapieren). 

Soweit die Einnahmen zu den Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit oder aus 
Vermietung und Verpachtung gehören, sind sie diesen Einkünften 
zuzurechnen. In diesen Fällen ist kein Sparer-Freibetrag abzu- 
ziehen. 


3. Wie viele Steuerpflichtige haben in den Jahren 1993, 1994 und 1995 
den Sparerfreibetrag in welcher Höhe in Anspruch genommen? 


Bei Vorliegen von Einkünften aus Kapitalvermögen, deren Höhe 
den Sparer-Freibetrag (6 000/12 000 DM) übersteigt, ist im Regel- 
fall von einer vollen Inanspruchnahme des Freibetrags auszu- 
gehen. Der überschießende Betrag - ggf. abzüglich Werbungs- 
kosten - ist zu versteuern. Da für die alle drei Jahre durchgeführte 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik vom Statistischen Bundes- 
amt Ergebnisse zuletzt für das Veranlagungsjahr 1989 veröffent- 
licht wurden - die Veröffentlichung für 1992 steht erst in Kürze 
bevor - liegen hierzu für den Zeitraum seit Einführung des Zins- 
abschlags noch keine statistischen Angaben vor. 

Bei Vorhegen von Einkünften aus Kapitalvermögen, deren Höhe 
den Sparer-Freibetrag nicht erreicht, ist von einer (teilweisen) 
Inanspruchnahme des Freibetrags bis zur Höhe dieser Einkünfte 
ggf. abzüglich Werbungskosten auszugehen. In diesen Fällen lie- 
gen zu versteuernde Einkünfte aus Kapitalvermögen nicht vor. Die 
Finanzverwaltung erhält daher hiervon im Regelfall keine Kennt- 
nis; diese Fälle finden auch keinen Eingang in die Einkommen- 
steuerstatistiken. Auch die Zahl der gestellten Freistellungsauf- 
träge erlaubt wegen mehrerer möglicher von einer Person 
gestellter Aufträge keine Rückschlüsse auf die Zahl der Personen 
mit Inanspruchnahme des Sparer-Freibetrags. Die Höhe der tat- 
sächlichen betragsmäßigen Inanspruchnahme der Freistellung 
bleibt zudem unbestimmt. 


4. Hat der Sparerfreibetrag und seine Erhöhung in den Jahren 1993, 
1994 und 1995 zu steuerlichen Mindereinnahmen geführt? 

Wenn ja, in welcher Höhe? 

5. In welcher Höhe sind diese Einnahmeausfälle auf die Verdopplung 
des Sparerfreibetrags im Rahmen der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten zuruckzuführen? 


Die Fragen 4 und 5 werden im Zusammenhang beantwortet. 
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Für die Erhöhung des Sparer-Freibetrags nach § 20 Abs. 4 EStG 
sind im Zuge der Vorbereitung dieser Maßnahme folgende 
Steuermindereinnahmen bei der Einkommen- und Kapitalertrag- 
steuer geschätzt worden (Quelle: Finanzbericht 1994, S. 246): 

1993: 4 125 1994: 4 370 1995: 5 620 (Angaben in Mio. DM). 

Diese Angaben schließen die geschätzten Auswirkungen der 
Verdoppelung des Sparer-Freibetrags im Rahmen der Zusam- 
menveranlagung von Ehegatten ein; gesonderte Schätzungen für 
diesen Unterfall liegen nicht vor. 

Zur tatsächlichen Auswirkung der Erhöhung des Sparer-Freibe- 
trags liegen wegen des Fehlens von Einkommensteuerstatistiken 
für den Zeitraum seit 1993 keine Ergebnisse vor. 


6. Hat die Einführung der Zinsabschlagsteuer in den Jahren 1993, 
1994 und 1995 zu steuerlichen Mehreinnahmen geführt? 

Wenn ja, in welcher Höhe? 


Der 1993 eingeführte Zinsabschlag ersetzt die bisher im Veranla- 
gungsverfahren erhobene Besteuerung von Kapitalerträgen. Er 
hat in den ersten drei Jahren zu den der nachstehenden Tabelle zu 
Frage 7 zu entnehmenden kassenmäßigen Einnahmen geführt. 
Diesen Einnahmen sind jedoch die mit der veränderten Art der 
Steuererhebung verbundenen entsprechenden Mindereinnah- 
men durch Anrechnung auf die Einkommen- und Körperschaft- 
steuer gegenzurechnen. Hierzu liegen jedoch keine Informa- 
tionen vor. Die Frage nach den tatsächlichen fiskalischen Aus- 
wirkungen läßt sich daher nicht beantworten. 


7. Weichen die aus der Zinsabschlagsteuer erzielten von den ur- 
sprünglich geschätzten Einnahmen ab? 

Wenn ja, in welcher Höhe, und wodurch sind nach Ansicht der 
Bundesregierung diese Abweichungen begründet? 


Wie der Antwort zu Frage 6 zu entnehmen ist, darf der Zinsab- 
schlag nicht isoliert betrachtet werden. 

Die Abweichungen der kassenmäßigen Einnahmen nur beim 
Aufkommen aus dem Zinsabschlag von den bei der Einführung 
des Gesetzes geschätzten Einnahmen sind folgender Tabelle zu 
entnehmen; 


Jahr 

Geschätzte 

Einnahmen 

Kassenmäßige 

Einnahmen 

Differenz 


- in Mio. DM - 

- in Mio. DM - 

- in Mio. DM - 

1 

2 

3 

4 

1993 

23 636 

10 750 

-12 886 

1994 

29 840 

13 708 

-16 132 

1995 

32 075 

12 807 

-19 268 
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Die schwächer als erwartet eingetretene Aufkommensentwick- 
lung ist auf das in dem betreffenden Zeitraum stark gesunkene 
Zinsniveau, aber in nicht quantifizierbarem Ausmaß wohl auch 
auf Ausweichreaktionen der Steuerpflichtigen zurückzuführen. 

Bei einer Nettobetrachtung sind die fiskalischen Abweichungen 
wesentlich kleiner anzusetzen, da den geringeren Abführungen 
an Zinsabschlag auch entsprechend geringere Ausfälle bei der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer gegenüberstehen. Wie hoch 
das Steueraufkommen aus Kapitaleinkünften in den Jahren seit 
1993 tatsächlich war, läßt sich wegen des Fehlens entsprechender 
aktueller Steuerstatistiken z. Z. noch nicht näher eingrenzen. 


8. Wie viele Haushalte verfügen nach Kenntnis der Bundesregierung 
über ein Bruttogeldvermögen von weniger als 10 000 DM, 20 000 
DM und 30 000 DM? 

Wie hoch ist ihr Anteil an der Gesamtzahl der Haushalte (Angaben 
bitte in absoluten und relativen Zahlen)? 


Verteilungsdaten über Geldvermögensbestände der privaten 
Haushalte stellt das Statistische Bundesamt mit der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) zur Verfügung. Diese alle fünf 
Jahre durchgeführte Erhebung bietet u. a. Angaben zur Schich- 
tung der privaten Haushalte nach der Höhe des Geldvermögens. 
Jedoch sind nicht alle Geldvermögensarten in der Geldvermö- 
genssumme der EVS enthalten (insbesondere Bargeld, täglich 
fällige Bankeinlagen, bei Versicherungen angesammeltes Kapi- 
tal über Lebensversicherungen i. e. S. hinaus, Ansprüche auf 
Betriebsrenten aufgrund von Pensionsrückstellungen). Außerdem 
ist bei den in der EVS einbezogenen Geldvermögensarten teil- 
weise mit einer beträchtlichen Untererfassung zu rechnen, weil 
das Vermögen ein sensibler Bereich ist, in den nur ungern Einblick 
gewährt wird. 

Eine Schichtung der in der EVS 1993 erfaßten privaten Haushalte 
nach der Höhe ihres dort angegebenen Bruttogeldvermögens 
ergibt folgendes: 

Schichtung des Geldvermögens privater Haushalte am 31. De- 
zember 1993 


Private Haushalte 

Früheres 

Neue Länder und 

nach der Höhe des 

Bundesgebiet 

Berlin- Ost 

Bruttogeldvermö- 

Anzahl 

Anteil 

Anzahl 

Anteil 

gens 

in Mio. 

in % 

in Mio. 

in % 

Haushalte insge- 
samt 

28,928 

100 

6,682 

100 

darunter. . . 





. . . unter 10 000 DM 

6,702 

23 

2,455 

37 

unter 20 000 DM 

10,422 

36 

4,055 

61 

unter 30 000 DM 

13,213 

46 

4,997 

75 


Quelle: Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamts 
(Fachserie 15, Heft 2), Berechnungen des BMA; Haushalte ohne Geld- 
vermögen sind einbezogen. 
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9. Wie ist nach Schätzung der Bundesregierung das Geldvermögen 
zwischen den Ehepartnern in den einzelnen Vermögensgruppen 
der aktuellen Einkommens- und Verbrauchs Statistik bzw. anderer 
statistischer Erhebungen verteilt? 


Die Verteilung des Geldvermögens zwischen Ehepartnern ist sta- 
tistisch nicht erfaßt, da Daten über Privatvermögensbestände in 
den entsprechenden Erhebungen auf Haushalts- und nicht auf 
Personenebene erfragt werden. Dies erscheint auch sinnvoll und 
sachgerecht, da Ehepartner üblicherweise in einem Haushalt Zu- 
sammenleben, ein Haushalt eine Wirtschaftsgemeinschaft ist und 
gerade Ehepartner häufig über gemeinsames Vermögen verfü- 
gen. 


10. Wie hoch ist nach Einschätzung der Bundesregierung die Durch- 
schnittsrendite des ertragbringend angelegten Geldvermögens? 


Für das Geldvermögen privater Haushalte in Deutschland hat die 
Deutsche Bundesbank in ihrem Monatsbericht Mai 1996 eine 
nominale Durchschnittsrendite für die Jahre 1994 und 1995 in 
Höhe von rund 5 % ausgerechnet. Die Umlaufrendite festverzins- 
licher Wertpapiere inländischer Emittenten insgesamt betrug im 
November 1996 5,2 % Die Habenzinsen auf verschiedene weitere 
Anlageformen ergeben sich aus folgender Tabelle (Quelle: Mo- 
natsbericht der Deutschen Bundesbank, Dezember 1996; die 
Angaben beziehen sich auf den Erhebungszeitraum November 
1996): 


Festgelder mit vereinbarter Laufzeit von 
ein Monat bis drei Monate einschließlich 

Sparbriefe mit laufender 
Zinszahlung 

unter 100,00 DM 

von 100 000 DM 
bis unter 1 Mio. DM 

von 1 Mio. DM 
bis unter 5 Mio. DM 

vierjährige Laufzeit 

2,35 % 

2,66 % 

2,87 % 

4,47 % 


Spareinlagen 

mit dreimonatiger Kündigungsfrist 

mit vereinbarter Kündigungsfrist von 

1,94 % 

zwölf Monaten 

vier Jahre und darüber 

2,68 % 

3,66 % 


11. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei niedrigeren 
Geldvermögen die Rendite des angelegten Geldvermögens in der 
Regel unterhalb der Durchschnittsrendite liegt? 


Es dürfte generell zutreffend sein, daß die durchschnittlich er- 
zielbare Rendite mit zunehmendem Anlagevolumen ansteigt. Bei 
Festgeldern werden für höhere Anlagesummen auch höhere Zin- 
sen bezahlt. Dies resultiert aus den für die Banken damit ver- 
bundenen geringeren durchschnittlichen Verwaltungskosten. Bei 
festverzinslichen Wertpapieren ist ein solcher Effekt indirekt über 
die Verwaltungskosten des Depots (bei Banken) gegeben. Ein 
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Depot bei der Bundesschuldenverwaltung eröffnet die Möglich- 
keit, auch kleinere Beträge kostengünstig zu Kapitalmarktzinsen 
anzulegen. 


12. In welcher Höhe vermindert sich durch die vollständige Inan- 
spruchnahme des Sparerfreibetrags die zu zahlende Einkommen- 
steuer bei einem zu versteuernden Einkommen von 50 000 DM, 
100 000 DM, 150 000 DM, 250 000 DM bzw. 500 000 DM (Angaben 
bitte sowohl für alleinstehende Steuerpflichtige als auch für zusam- 
menveranlagte Ehepaare in absoluten und relativen Zahlen)? 

13. Wie hoch ist vergleichsweise der jeweilige Durchschnittsteuersatz, 
wenn unterstellt wird, daß das zu versteuernde Einkommen einer- 
seits ausschließlich aus Einkünften aus nichtselbständiger Tätigkeit 
und andererseits ausschließlich aus Einkünften aus Kapitalvermö- 
gen bei vollständiger Inanspruchnahme des Sparerfreibetrags 
(6 000 DM/12 000 DM) besteht? 


Die Fragen 12 und 13 werden im Zusammenhang behandelt. 

Die vollständige Inanspruchnahme des Sparer-Freibetrags führt 
zu einer Verminderung des zu versteuernden Einkommens (ZVE) 
um 6 000 DM für Alleinstehende bzw. 12 000 DM für zusammen- 
veranlagte Ehepaare. 

Die Auswirkungen nach dem Steuertarif sind in absoluten und 
relativen Zahlen sowie im Hinblick auf den resultierenden 
Durchschnittsteuersatz der nachstehenden Tabelle zu entnehmen: 


ZVE: 

Einkommen- 

steuer 

Veränderung der 
Einkommensteuer 

Durch- 
schnitts - 
Steuersatz 

- in DM - 

- in DM - 

- in DM - 

- in DM - 

- in DM - 

1 

2 

3 

4 

5 



Alleinstehende 


50 000 1 ) 

11 063 



22,1 

44 000 2 ) 

9 148 

-1915 

-17,3 

20,8 

100 000 1 ) 

30 743 



30,7 

94 000 2 ) 

27 986 

-2 757 

- 9,0 

29,8 

150 000 1 ) 

56 635 



37,8 

144 000 2 ) 

53 458 

-3 177 

- 5,6 

37,1 

250 000 1 ) 

109 639 



43,9 

244 000 2 ) 

106 463 

-3 176 

- 2,9 

43,6 

500 000 1 ) 

242 150 



48,4 

494 000 2 ) 

238 973 

-3 177 

- 1,3 

48,4 



Verheiratete 


50 000 1 ) 

6 972 



13,9 

38 000 3 ) 

- 3 662 

-3 310 

-47,5 

9,6 

100 000 1 ) 

22 126 



22,1 

88 000 3 ) 

18 296 

-3 830 

-17,3 

20,8 

150 000 1 ) 

39 926 



26,6 

138 000 3 ) 

35 322 

-4 604 

-11,5 

25,6 

250 000 1 ) 

86 768 



34,7 

238 000 3 ) 

80 418 

-6 350 

- 7,3 

33,8 

500 000 1 ) 

219 278 



43,9 

488 000 3 ) 

212 926 

-6 352 

- 2,9 

43,6 


1) Zu versteuerndes Einkommen (ZVE) ohne Berücksichtigung eines Sparer-Freibetrags. 

2) ZVE mit voller Berücksichtigung eines Sparer-Freibetrags i. H. v. 6 000 DM. 

3) ZVE mit voller Berücksichtigung eines Sparer-Freibetrags i. H. v. 12 000 DM. 
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14. Hält die Bundesregierung den Sparerfreibetrag mit dem Grundsatz 
der steuerlichen Gleichbehandlung für vereinbar? 


Der Sparer-Freibetrag ist mit dem Grundsatz der steuerlichen 
Gleichbehandlung vereinbar. 

In seiner grundlegenden Entscheidung zur Zinsbesteuerung hat 
das Bundesverfassungsgericht unter Hinweis auf Besonderheiten 
der Einkünfte aus Kapitalvermögen den gesetzgeberischen Ein- 
schätzungsfreiraum erläutert und in diesem Zusammenhang auch 
auf die Möglichkeit beachtlicher Freibeträge hingewiesen 
(BVerfGE 84, 239 [282, 283]). 

Es hat insbesondere darauf hingewiesen, der Gesetzgeber sei im 
Hinblick auf die Verfassung nicht gehindert, die Besteuerung der 
Kapitaleinkünfte auf die gesamtwirtschaftlichen Anforderungen 
an das Kapitalvermögen und die Kapitalerträge auszurichten, die 
Geldwertabhängigkeit und damit die gesteigerte Inflationsanfäl- 
ligkeit der Einkunftsart Kapitalvermögen bei der Besteuerung zu 
berücksichtigen und die Kapitalbildung als Quelle der Alters- 
versorgung gesondert zu würdigen. 

Das Gesetz zur Neuregelung der Zinsbesteuerung (Zinsab- 
schlaggesetz) vom 9. November 1992 hat die Konsequenzen aus 
dem Urteil gezogen: Der anrechenbare Steuerabzug mit Voraus- 
zahlungscharakter in Verbindung mit einem auf 6 000/12 000 DM 
erhöhten Sparer-Freibetrag entspricht nach Auffassung der Bun- 
desregierung den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. 


15. Bei welcher Einkommenshöhe würde die Ersetzung der Zins- 
abschlagsteuer durch eine Abgeltungsteuer zu einer steuerlichen 
Entlastung bzw. Mehrbelastung führen? 


Bei einem jährlich zu versteuernden Einkommen in Höhe von 
34 290 DM (Alleinstehende) bzw. 68 580 DM (zusammenveran- 
lagte Ehepaare) beträgt der Grenzsteuersatz ca. 30 % und ent- 
spricht gerade dem Zinsabschlag. Bei einem höheren (niedri- 
geren) zu versteuernden Einkommen würde die Ersetzung des 
Zinsabschlags durch eine Abgeltungssteuer zu einer Entlastung 
(Mehrbelastung) führen. 


16. Inwieweit besteht nach Auffassung der Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, durch die Erhöhung der Zinsabschlagsteuer auf eine De- 
klarierung aller Kapitaleinkünfte hinzuwirken? 


Die Höhe der Kapitalertragsteuer hat auch Einfluß auf die Bereit- 
schaft der Steuerpflichtigen, Einkünfte aus Kapitalvermögen zu 
erklären. Es besteht bei einem höheren Kapitalertragsteuersatz 
die Gefahr, daß Kapitalvermögen in das Ausland verlagert wird 
und damit Kapitalerträge ganz der Besteuerung entzogen wer- 
den. Unabhängig davon verursacht eine höhere Abzugsteuer zu- 
sätzlichen Verwaltungsaufwand in größerem Umfang bei allen 
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Steuerpflichtigen, deren individuelle Steuerbelastung unterhalb 
der Kapitalertragsteuer liegt. 

Unter diesen Umständen stellen die derzeitigen Steuersätze von 
30 v. H. und bei Tafelgeschäften von 35 v. H. nach Auffassung der 
Bundesregierung einen vernünftigen Mittelweg dar. 


17. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Erfassung 
und Besteuerung von Zinseinkünften zu verbessern? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 22 verwiesen. 


18. In welchen Staaten der Europäischen Union existiert eine der in der 
Bundesrepublik Deutschland vergleichbare steuerliche Behand- 
lung von Kapitaleinkünften? 


Bei der Besteuerung von Kapitaleinkünften gibt es in den Staaten 
der EU unterschiedliche Systeme. 

Die Besteuerung der Dividenden ist abhängig davon, 

— ob der Empfänger ein Steuerinländer oder ein Steuerausländer, 
ein Gewerbetreibender oder eine Privatperson ist, 

— ob und in welcher Höhe in den einzelnen Staaten die auf eine 
Gewinnausschüttung entfallende Körperschaftsteuer der aus- 
schüttenden Gesellschaft auf die Einkommensteuer des An- 
teilseigners angerechnet werden kann, 

— ob der betreffende EU-Staat eine Kapitalertragsteuer auf Divi- 
denden mit Abgeltungs- oder mit Vorauszahlungscharakter er- 
hebt. 

Dies hat zur Folge, daß jeder EU-Staat sein eigenes System für 
die Besteuerung von Dividenden hat. Eine der deutschen ver- 
gleichbare steuerliche Behandlung der Dividendeneinkünfte von 
Steuerinländem (Vollanrechnungssystem mit gespaltenem Kör- 
perschaftsteuertarif, zusätzlich eine Kapitalertragsteuer mit Vor- 
auszahlungscharakter auf die Einkommensteuer) hat kein anderer 
EU-Staat. 

Bei den Zinseinkünften hängt die Besteuerung in den EU-Staaten 
von der Art des Zinsertrags (Zinsen aus Bankeinlagen, Zinsen aus 
festverzinslichen Papieren, Zinsen aus Privatkrediten usw.) und 
der Person des Empfängers (Steuerinländer, Steuerausländer, Pri- 
vatperson, Gewerbebetreiber usw.) ab; die Besteuerung erfolgt 
durch Kapitalertragsteuem mit Abgeltungs- oder mit Voraus- 
zahlungscharakter, in einigen Fällen auch direkt beim Zinsemp- 
fänger - wobei vielfach ergänzende Kontrollmitteilungen der 
Banken an die Finanzverwaltung die korrekte Besteuerung der 
Zinsen beim Empfänger sicherstellen (vgl. Antwort zu Frage 19). 
Auch hierbei gibt es wenig Gemeinsamkeiten innerhalb der EU. 

Eine allgemeine Quellensteuer auf die Zinserträge der Steuer- 
inländer mit Vorauszahlungscharakter auf die Einkommensteuer, 
die der deutschen Kapitalertragsteuer entspricht, gibt es in Irland, 
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Spanien und dem Vereinigten Königreich. Die Zinserträge der 
Steuerausländer werden in den meisten EU- Staaten von Kapital- 
ertragsteuem nicht erfaßt. 


19. In welchen Staaten der Europäischen Union werden derzeit Kon- 
trollmitteilungen zur Erfassung von Kapitaleinkünften von den 
Banken abgefordert? 


Kontrollmitteilungen der Banken an die Finanzverwaltungen zur 
Erfassung der Kapitaleinkünfte gibt es zur Zeit in Dänemark, 
Frankreich, den Niederlanden, Schweden und Spanien. 


20 . 


In welchen Staaten der Europäischen Union wird derzeit eine der 
Zinsabschlagsteuer vergleichbare Steuer erhoben, und in welcher 


Höhe? 


Eine der deutschen Zinsabschlagsteuer von 32,25 v. H. (ein- 
schließlich Solidaritätszuschlag) vergleichbare allgemeine Quel- 
lensteuer mit Vorauszahlungscharakter gibt es in Irland (27 v. H.), 
Spanien (25 v. H.) und dem Vereinigten Königreich (20 v. H. auf 
Zinserträge bis 26 100 £, ansonsten 23 v. H.) 


21. In welchen Staaten der Europäischen Union wird derzeit eine Ab- 
geltungsteuer für Kapitalerträge erhoben? 


Abgeltungssteuern für Kapitalerträge in unterschiedlicher Höhe 
gibt es in Belgien, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, 
Österreich, Portugal und Schweden. Die Sätze liegen fast immer 
unter den Spitzensätzen der allgemeinen Einkommensteuer. In 
vielen dieser Fälle kann für eine Besteuerung der Kapitalerträge 
im Rahmen der allgemeinen Einkommensteuer optiert werden; 
dann werden die Kapitalertragsteuem wie im deutschen System 
(vgl. Antwort zu Frage 20) auf die Einkommensteuer angerechnet. 


22. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung im Rahmen der Euro- 
päischen Union zur Harmonisierung der Besteuerung von Kapital- 
erträgen unternommen? 


Die Bundesregierung hat sich seit Einführung des Zinsabschlages 
am 1. Januar 1993 um eine Angleichung der steuerlichen Er- 
fassung von Zinseinkünften in der EU und auf der Ebene der 
OECD bemüht. Das Thema bildete einen der Schwerpunkte der 
deutschen Ratspräsidentschaft im 2. Halbjahr 1994. Deutschland 
hat den anderen Mitgliedstaaten eine Mindestlösung vorge- 
schlagen, weil nach Lage der Dinge nur die Vereinbarung von 
Mindeststandards Aussicht auf einen Konsens hatte. Über den 
Vorschlag konnte während der deutschen Ratspräsidentschaft 
noch kein Einvernehmen erzielt werden. 
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Auf Drängen vor allem der Bundesregierung wird eine Gemein- 
schaftslösung in der vom Rat neu eingerichteten steuerpolitischen 
Arbeitsgruppe (hochrangige Beauftragte der Finanzminister) mit 
höchster Priorität erörtert. Die Europäische Kommission wird 
hierzu in Kürze einen geänderten Richtlinienvorschlag vorlegen. 
Für diesen Vorschlag kann die Kommission auf den während der 
deutschen Präsidentschaft 1994 geleisteten Vorarbeiten aufbauen. 
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